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Satzung der GESCO SE 

I. 

Allgemeine Bestimmungen 

§ 1 

Firma, Sitz und Dauer 

(1) Die Firma der Gesellschaft lautet:  

GESCO SE  

(2) Die Gesellschaft hat ihren Sitz in Wuppertal. 

(3) Die Dauer der Gesellschaft ist auf eine bestimmte Zeit nicht beschränkt. 

§ 2 

Gegenstand des Unternehmens 

(1) Gegenstand des Unternehmens ist der Erwerb und die Verwaltung von Beteiligungen an 

mittelständischen Industrie- und Handelsunternehmen im In- und Ausland, ferner die 

Erbringung von Beratungs- und sonstigen Dienstleistungen für andere Unternehmen.  

(1) Innerhalb dieser Grenze ist die Gesellschaft zu allen Geschäften und Maßnahmen 

berechtigt, die zur Erreichung des Gesellschaftszweckes notwendig oder nützlich 

erscheinen, jedoch mit Ausnahme von nach dem Gesetz über das Kreditwesen 

erlaubnispflichtigen Geschäften. 

(2) Die Gesellschaft ist berechtigt Zweigniederlassungen zu errichten und sich an anderen 

Unternehmen mit gleichem oder ähnlichen Unternehmensgegenstand zu beteiligen.  

§ 3 

Geschäftsjahr 

Das Geschäftsjahr der Gesellschaft ist das Kalenderjahr.  

§ 4 

Bekanntmachungen 

(1) Bekanntmachungen der Gesellschaft erfolgen im Bundesanzeiger, soweit vom Gesetz 

nicht eine andere Bekanntmachungsform vorgeschrieben ist.  
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(2) Informationen an die Inhaber zugelassener Wertpapiere der Gesellschaft können auch 

im Wege der Datenfernübertragung (insbesondere per E-Mail) übermittelt werden.  

II. 

Grundkapital und Aktien 

§ 5 

Kapital – Aktien 

(1) Das Grundkapital der Gesellschaft beträgt EUR 10.839.499,00 (in Worten Euro zehn 

Millionen achthundertneununddreißigtausendvierhundertneunundneunzig). 

(2) Das Grundkapital ist eingeteilt in 10.839.499 Stückaktien.  

(3) Die Stückaktien lauten auf den Namen.  

(4) Das Grundkapital der Gesellschaft ist in voller Höhe dadurch erbracht, dass die GESCO 

Aktiengesellschaft durch Verschmelzung mit der wkk Beteiligung AG mit Sitz in Wien, 

Österreich (Firmenbuch des Handelsgerichts Wien, FN 566439 z) identitätswahrend die 

Rechtsform der SE angenommen hat.  

(5) Die Form der Aktienurkunden und der Gewinnanteils- und Erneuerungsscheine 

bestimmt der Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats. 

(6) Die Gesellschaft kann einzelne Stückaktien in Aktienurkunden zusammenfassen, die 

eine Mehrheit von Stückaktien verbriefen (Sammelaktien). Ein Anspruch der Aktionäre 

auf Verbriefung ihrer Anteile sowie etwaiger Gewinnanteil- und Erneuerungsscheine ist 

ausgeschlossen.  

(7) Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Grundkapital der 

Gesellschaft bis zum 17. Juni 2023 einmal oder mehrmals um bis zu insgesamt 

EUR 1.083.949 gegen Bar- und/oder Sacheinlage durch Ausgabe von bis zu 1.083.949 

neuen, auf den Namen lautenden Stückaktien zu erhöhen (Genehmigtes Kapital 2020). 

Den Aktionärinnen und Aktionären steht grundsätzlich ein Bezugsrecht zu; das 

Bezugsrecht kann auch in der Weise eingeräumt werden, dass die neuen Aktien von 

einem Kreditinstitut oder einem nach § 53 Abs. 1 Satz 1 oder § 53b Abs. 1 Satz 1 oder 

Abs. 7 KWG tätigen Unternehmen (Finanzinstitut) oder einem Konsortium solcher 

Kredit- bzw. Finanzinstitute mit der Verpflichtung übernommen werden, sie den 

Aktionärinnen und Aktionären zum Bezug anzubieten (mittelbares Bezugsrecht). 

Der Vorstand ist jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das gesetzliche 

Bezugsrecht der Aktionärinnen und Aktionären in den folgenden Fällen auszuschließen: 

a) zum Ausgleich von Spitzenbeträgen; 

b) bei einer Kapitalerhöhung gegen Bareinlagen, wenn der auf die neuen Aktien, für 

die das Bezugsrecht ausgeschlossen wird, insgesamt entfallende anteilige Betrag 

des Grundkapitals 10 % des im Zeitpunkt der Beschlussfassung der 

Hauptversammlung über diese Ermächtigung bzw. – sofern dieser Wert geringer 
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ist – im Zeitpunkt der Beschlussfassung des Vorstands über die Ausnutzung dieser 

Ermächtigung vorhandenen Grundkapitals nicht übersteigt und der Ausgabebetrag 

der neuen Aktien den Börsenpreis der bereits börsennotierten Aktien zum 

Zeitpunkt der endgültigen Festlegung des Ausgabebetrags durch den Vorstand 

nicht wesentlich unterschreitet. Sofern während der Laufzeit dieser Ermächtigung 

bis zum Zeitpunkt ihrer Ausnutzung von anderen Ermächtigungen zur Ausgabe 

oder zur Veräußerung von Aktien der Gesellschaft oder zur Ausgabe von Rechten, 

die den Bezug von Aktien der Gesellschaft ermöglichen oder zu ihm verpflichten, 

Gebrauch gemacht und dabei das Bezugsrecht in unmittelbarer oder 

entsprechender Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgeschlossen wird, 

ist dies auf die vorstehend genannte 10 %-Grenze anzurechnen;  

c) bei einer Kapitalerhöhung gegen Sacheinlagen zum Erwerb eines Unternehmens, 

von Teilen eines Unternehmens oder einer Beteiligung an einem Unternehmen. 

Die Ausgabe von neuen Aktien unter Ausschluss des Bezugsrechts darf nach dieser 

Ermächtigung nur erfolgen, wenn auf die Summe dieser neuen Aktien rechnerisch nicht 

mehr als 10 % des im Zeitpunkt der Beschlussfassung der Hauptversammlung über 

diese Ermächtigung bzw. – sofern dieser Wert geringer ist – im Zeitpunkt der 

Beschlussfassung des Vorstands über die Ausnutzung dieser Ermächtigung 

vorhandenen Grundkapitals entfällt. Sofern während der Laufzeit dieser Ermächtigung 

bis zum Zeitpunkt ihrer Ausnutzung von anderen Ermächtigungen zur Ausgabe von 

Aktien der Gesellschaft oder zur Ausgabe von Rechten, die den Bezug von Aktien der 

Gesellschaft ermöglichen oder zu ihm verpflichten, Gebrauch gemacht und dabei das 

Bezugsrecht ausgeschlossen wird, ist dies auf die vorstehend genannte 10 %-Grenze 

anzurechnen. 

Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren Einzelheiten 

der Durchführung von Kapitalerhöhungen aus dem Genehmigten Kapital 2020 

festzulegen. Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, die Fassung der Satzung entsprechend der 

jeweiligen Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 2020 und, falls das Genehmigte 

Kapital 2020 bis zum 17. Juni 2023 nicht oder nicht vollständig ausgenutzt sein sollte, 

nach Fristablauf der Ermächtigung anzupassen.  

III. 

Organisationsverfassung 

§ 6 

Dualistisches System – Organe 

Die Organisationsverfassung der Gesellschaft folgt dem dualistischen System. Organe 

der Gesellschaft sind das Leitungsorgan (Vorstand), das Aufsichtsorgan (Aufsichtsrat) 

und die Hauptversammlung.  
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IV. 

Vorstand 

§ 7 

Bestellung – Geschäftsordnung 

(1) Der Vorstand besteht aus einer oder mehreren Personen. 

(2) Der Aufsichtsrat bestellt die Vorstandsmitglieder und bestimmt ihre Zahl. Er kann auch 

stellvertretende Vorstandsmitglieder bestellen. 

(3) Die Vorstandsmitglieder werden für eine Amtszeit von höchstens fünf Jahren bestellt. 

Die ein- oder mehrmalige Wiederbestellung ist zulässig.  

(4) Die Führung der Geschäfte durch den Vorstand ist durch eine Geschäftsordnung zu 

regeln, die vom Aufsichtsrat erlassen wird. 

§ 8 

Vertretung 

(1) Die Gesellschaft wird durch zwei Vorstandsmitglieder oder durch ein Vorstandsmitglied 

in Gemeinschaft mit einem Prokuristen vertreten. Ist nur ein Vorstandsmitglied 

vorhanden, vertritt dieses die Gesellschaft allein. 

(2) Der Aufsichtsrat kann bestimmen, dass ein Vorstandsmitglied oder einzelne von ihnen 

oder alle Vorstandsmitglieder berechtigt sind, die Gesellschaft stets allein zu vertreten.  

(3) Der Aufsichtsrat kann bestimmen, dass ein Vorstandsmitglied oder einzelne von ihnen 

oder alle Vorstandsmitglieder von den Beschränkungen des § 181 BGB befreit werden; 

§ 112 AktG bleibt unberührt. 

V. 

Aufsichtsrat 

§ 9 

Mitgliederzahl – Wahlperiode 

(1) Der Aufsichtsrat besteht aus vier Mitgliedern. Die Aufsichtsratsmitglieder werden für die 

Zeit bis zur Beendigung der Hauptversammlung gewählt, die über die Entlastung für das 

vierte Geschäftsjahr nach Beginn der Amtszeit beschließt, sofern nicht bei der Wahl eine 

kürzere Amtszeit bestimmt wird. Das Geschäftsjahr, in dem sie ihr Amt antreten, wird 

nicht mitgerechnet. Die ein- oder mehrmalige Wiederwahl ist zulässig. 

(2) Wird ein Aufsichtsratsmitglied anstelle eines vorzeitig ausgeschiedenen Mitglieds 

gewählt, so dauert sein Amt für den Rest der Amtszeit des ausgeschiedenen Mitglieds.  

(3) Jedes Mitglied des Aufsichtsrats kann sein Amt unter Einhaltung einer Frist von einem 

Monat auch ohne wichtigen Grund durch schriftliche Erklärung gegenüber dem 

Vorsitzenden des Aufsichtsrats oder gegenüber dem Vorstand niederlegen. Das Recht 
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zur Amtsniederlegung aus wichtigem Grund bleibt ebenso wie die Möglichkeit der 

einvernehmlichen Amtsniederlegung ohne Einhaltung der vorbezeichneten Frist 

unberührt. 

§ 10 

Konstituierung des Aufsichtsrats 

Im Anschluss an eine Hauptversammlung, in der alle von der Hauptversammlung zu 

wählenden Aufsichtsratsmitglieder neu gewählt worden sind, findet eine 

Aufsichtsratssitzung statt, zu der es einer besonderen Einladung nicht bedarf. In dieser 

Sitzung wählt der Aufsichtsrat für die Dauer seiner Amtszeit unter dem Vorsitz des an 

Lebensjahren ältesten Aufsichtsratsmitglieds aus seiner Mitte den Vorsitzenden des 

Aufsichtsrats und seinen Stellvertreter. Scheidet der Vorsitzende des Aufsichtsrats oder 

sein Stellvertreter während seiner Amtszeit aus, so hat der Aufsichtsrat unverzüglich 

eine Ersatzwahl vorzunehmen. Der Stellvertreter des Vorsitzenden des Aufsichtsrats 

nimmt im Falle der Verhinderung des Vorsitzenden dessen Aufgaben wahr; ihm stehen 

in diesem Fall die Rechte des Vorsitzenden zu. 

§ 11 

Aufsichtsratssitzungen – Beschlüsse 

(1) Aufsichtsratssitzungen werden vom Vorsitzenden mit einer Frist von zwei Wochen in 

Textform einberufen, sooft das Gesetz oder die Geschäfte es erfordern. In dringenden 

Fällen kann der Vorsitzende diese Frist angemessen verkürzen und auch mündlich, 

fernmündlich, per E-Mail oder mittels sonstiger gebräuchlicher 

Telekommunikationsmittel einberufen.  

(2) Den Vorsitz führt der Vorsitzende des Aufsichtsrats. Der Aufsichtsrat ist beschlussfähig, 

wenn mindestens drei Mitglieder anwesend oder vertreten sind. Die Art der Abstimmung 

wird vom Vorsitzenden der Sitzung bestimmt. 

(3) Beschlüsse können auch ohne Einberufung einer Sitzung mündlich, fernmündlich, per 

E-Mail oder mittels sonstiger gebräuchlicher Telekommunikationsmittel, insbesondere 

auch per Telefon- oder Videokonferenz, gefasst werden, wenn der Vorsitzende des 

Aufsichtsrats dies anordnet. Ein Widerspruchsrecht der übrigen Aufsichtsratsmitglieder 

besteht nicht. Auch eine Kombination der verschiedenen Abstimmungswege, auch in 

Verbindung mit einer Sitzung, ist unter diesen Voraussetzungen zulässig. Der 

Vorsitzende des Aufsichtsrats kann auch anordnen, dass die Stimmabgabe nicht 

anwesender Mitglieder zu einzelnen Beschlüsse auch innerhalb einer von ihm 

festgesetzten angemessenen Frist nach der Sitzung und auf einem von ihm 

angeordneten Kommunikationsweg zulässig ist. 

(4) Beschlüsse werden mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen gefasst. 

(5) Willenserklärungen des Aufsichtsrats werden namens des Aufsichtsrats durch den 

Vorsitzenden abgegeben. Zur Entgegennahme von Erklärungen gegenüber dem 

Aufsichtsrat ist nur der Vorsitzende befugt.  
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(6) Der Aufsichtsrat gibt sich eine Geschäftsordnung. Der Aufsichtsrat kann aus seiner Mitte 

Ausschüsse bilden und ihnen, soweit gesetzlich zulässig, auch 

Entscheidungsbefugnisse übertragen.  

§ 12 

Zustimmungsbedürftige Geschäfte 

(1) Die Zustimmung des Aufsichtsrats ist erforderlich 

a) zum Erwerb oder zur Veräußerung von Aktien oder Geschäftsbeteiligungen, 

b) zum Erwerb oder zur Veräußerung von Grundstücken oder grundstücksgleichen 

Rechten, 

c) zur Aufnahme von Darlehen mit einer Laufzeit von mehr als einem Jahr sowie zur 

Aufnahme von Anleihen und  

d) zur Erteilung von Prokuren.  

(2) Der Aufsichtsrat kann noch andere Geschäfte bestimmen, die seiner Zustimmung 

bedürfen. 

§ 13 

Vergütung 

(1) Die Mitglieder des Aufsichtsrats erhalten eine feste jährliche Vergütung, die am Schluss 

des jeweiligen Geschäftsjahres zahlbar ist. Sie beträgt für das einzelne Mitglied 

EUR 50.000,00. Für den Vorsitzenden erhöht sich diese Vergütung auf EUR 75.000,00 

und für seinen Stellvertreter auf EUR 55.000,00. Darüber hinaus erhält jedes Mitglied 

des Aufsichtsrats eine ergebnisabhängige, nach Feststellung bzw. Billigung des Jahres- 

und Konzernabschlusses zahlbare Vergütung, die sich pro Geschäftsjahr auf 0,15 % der 

Bemessungsgrundlage beläuft. Bemessungsgrundlage ist der jeweilige 

Konzernjahresüberschuss nach Anteilen Dritter, jedoch vor Abzug der 

ergebnisabhängigen Vergütung für den Aufsichtsrat. Ist die Bemessungsgrundlage 

negativ, wird diese auf das nächste Jahr vorgetragen und mit positiven Beträgen 

verrechnet. Die jährliche Gesamtvergütung für das einzelne Mitglied ist auf den 

zweifachen Betrag der nach Satz 2 und 3 sowie Abs. 2 zahlbaren festen jährlichen 

Vergütung begrenzt.  

(2) Für den Fall, dass der Aufsichtsrat Ausschüsse bildet, erhalten die Mitglieder des 

Aufsichtsrats zusätzlich für jedes Amt in einem Ausschuss, der mindestens einmal im 

Jahr tagt, eine weitere feste jährliche Vergütung von EUR 3.000,00. Für die Vorsitzenden 

von den Ausschüssen beträgt diese Vergütung EUR 5.000,00. 

(3) Aufsichtsratsmitglieder, die nur während eines Teils des Geschäftsjahres dem 

Aufsichtsrat oder einem Ausschuss angehört haben, erhalten für jeden angefangenen 

Monat ihrer Tätigkeit eine zeitanteilige Vergütung. Die Gesellschaft erstattet den 

Mitgliedern des Aufsichtsrats die durch die Ausübung des Amtes entstehenden 
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angemessenen Auslagen inklusive Fortbildungskosten sowie eine etwaige auf die 

Vergütung und den Auslagenersatz entfallende Umsatzsteuer.  

(4) Die Gesellschaft bezieht die Tätigkeit der Mitglieder des Aufsichtsrats in die Deckung 

einer von ihr abgeschlossenen Vermögensschaden-Haftpflichtversicherung mit ein. Die 

Prämien hierfür entrichtet die Gesellschaft. 

VI. 

Hauptversammlung 

§ 14 

Ort und Einberufung der Hauptversammlung 

(1) Die Hauptversammlung findet am Sitz der Gesellschaft, in Frankfurt am Main oder im 

Umkreis von 50 km um den Sitz der Gesellschaft statt. Sie wird durch den Vorstand oder 

in den gesetzlich vorgesehenen Fällen durch den Aufsichtsrat einberufen.  

(2) Die Hauptversammlung wird unter Einhaltung der gesetzlich bestimmten Fristen 

einberufen und die Einberufung wird im Bundesanzeiger bekannt gemacht. 

§ 15 

Voraussetzungen für die Teilnahme und die Stimmrechtsausübung 

(1) Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts sind nur 

diejenigen Aktionäre berechtigt, die rechtzeitig angemeldet und für die angemeldeten 

Aktien im Aktienregister eingetragen sind. Die Anmeldung muss der Gesellschaft 

spätestens am letzten Tag der gesetzlichen Anmeldefrist unter der in der Einberufung 

hierfür mitgeteilten Adresse zugehen. Die Einzelheiten werden zusammen mit der 

Einberufung der Hauptversammlung im Bundesanzeiger bekannt gemacht. 

(2) Der Vorstand ist ermächtigt vorzusehen, dass Aktionäre an der Hauptversammlung auch 

ohne Anwesenheit an deren Ort und ohne einen Bevollmächtigten teilnehmen und 

sämtliche oder einzelne ihrer Rechte ganz oder teilweise im Wege elektronischer 

Kommunikation ausüben können (Online-Teilnahme). Der Vorstand ist auch ermächtigt, 

Bestimmungen zum Umfang und zum Verfahren der Online-Teilnahme zu treffen; diese 

werden mit der Einberufung der Hauptversammlung bekannt gemacht.  

(3) Der Vorstand ist ermächtigt vorzusehen, dass Aktionäre ihre Stimmen, ohne an der 

Versammlung teilzunehmen, schriftlich oder im Wege elektronischer Kommunikation 

abgeben dürfen (Briefwahl). Der Vorstand ist auch ermächtigt, nähere Bestimmungen 

zum Verfahren der Briefwahl zu treffen; diese werden mit der Einberufung der 

Hauptversammlung bekannt gemacht. 

(4) Das Stimmrecht kann durch einen Bevollmächtigten ausgeübt werden. Die Erteilung der 

Vollmacht, ihr Widerruf und der Nachweis der Bevollmächtigung gegenüber der 

Gesellschaft bedürfen der Textform; in der Einberufung kann eine Erleichterung hiervon 

bestimmt werden. § 135 AktG bleibt unberührt. 
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§ 16 

Stimmrecht 

Jede Stückaktie gewährt eine Stimme.  

§ 17 

Vorsitz und Leitung der Hauptversammlung – Bild- und Tonübertragung 

(1) Den Vorsitz in der Hauptversammlung führt der Vorsitzende des Aufsichtsrats, wenn von 

den Aktionärsvertretern im Aufsichtsrat nicht ein anderes Aufsichtsratsmitglied aus 

deren Kreis oder ein Dritter zum Vorsitzenden der Hauptversammlung gewählt wird.  

(2)  Der Vorsitzende leitet die Verhandlungen und bestimmt die Reihenfolge der 

Verhandlungsgegenstände sowie die Reihenfolge und die Form der Abstimmungen. Er 

kann auch das Frage- und Rederecht der Aktionäre zeitlich angemessen beschränken; 

er kann insbesondere den zeitlichen Rahmen des Versammlungsverlaufs, der 

Aussprache zu den einzelnen Tagesordnungspunkten sowie des einzelnen Frage- und 

Redebeitrags angemessen festsetzen. Das Abstimmungsergebnis kann auch durch 

Abzug der Ja- oder Neinstimmen sowie der Enthaltungen von den Stimmberechtigten 

zustehenden Stimmen ermittelt werden.  

(3) Der Vorstand ist ermächtigt, die vollständige oder teilweise Bild- und Tonübertragung 

der Hauptversammlung in einer von ihm näher zu bestimmenden Weise zuzulassen.  

§ 18 

Beschlüsse 

(1) Beschlüsse der Hauptversammlung werden, soweit nicht zwingende gesetzliche 

Vorschriften entgegenstehen, mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen und, 

sofern das Gesetz außer der Stimmenmehrheit eine Kapitalmehrheit vorschreibt, mit der 

einfachen Mehrheit des bei der Beschlussfassung vertretenen Grundkapitals gefasst. 

(2) Zu Änderungen der Satzung, die lediglich die Fassung betreffen, ist der Aufsichtsrat 

ermächtigt.  

VII. 

Gewinnverwendung – Jahresabschluss 

§ 19 

Gewinnverwendung 

(1) Die Hauptversammlung bestimmt über die Verwendung des Bilanzgewinnes. 

(2) Die Gewinnanteile der Aktionäre werden stets im Verhältnis ihrer Anteile am 

Grundkapital und nach Maßgabe der Bestimmungen über den Beginn der 

Gewinnanteilberechtigung verteilt.  

(3) Bei Ausgabe neuer Aktien kann eine von der Bestimmung des § 60 Aktiengesetz 

abweichende Gewinnberechtigung festgesetzt werden. 
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§ 20 

Jahresabschluss 

(1) Der Vorstand hat den Jahresabschluss der Gesellschaft sowie den Lagebericht in den 

ersten drei Monaten eines jeden Geschäftsjahres aufzustellen und durch einen 

Wirtschaftsprüfer prüfen zu lassen.  

(2) Der Jahresabschluss ist unverzüglich nach seiner Aufstellung dem Aufsichtsrat 

zuzuleiten. Das gleiche gilt für den Bericht des Abschlussprüfers.  

(3) Mit Vorlage des Jahresabschlusses hat der Vorstand einen 

Gewinnverwendungsvorschlag zu machen und dem Aufsichtsrat vorzulegen.  

§ 21 

Gründungskosten 

(1) Die Kosten der Entstehung der Aktiengesellschaft durch Umwandlung, wie Notarkosten, 

Gründungsprüfkosten, Gerichtskosten, Veröffentlichungskosten und 

Kapitalverkehrssteuer werden von der Gesellschaft getragen.  

(2) Der Gesamtbetrag dieser Kosten überschreitet die Summe von 50.000,-- DM nicht. 

(3) Die Gesellschaft trägt den Aufwand der Gründung der SE durch grenzüberschreitende 

Verschmelzung (Art. 2 Abs. 1, Art. 17 Abs. 2 lit. a) SE-VO) der im Firmenbuch des 

Handelsgerichts Wien, Österreich, unter FN 566439 z eingetragenen wkk Beteiligung 

AG als übertragender Rechtsträger auf die im Handelsregister des Amtsgerichts 

Wuppertal unter HRB 7847 eingetragene GESCO AG als übernehmender Rechtsträger, 

bis zu einem Höchstbetrag von EUR 200.000. 
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